
 

 BLV-D-CCB33401/71  

Eidgenössisches Departement des Innern EDI 

Bundesamt für Lebensmittelsicherheit und 
Veterinärwesen BLV 
 

 

Erläuterungen zur  
Änderung der Verordnung EDI über Materia-
lien und Gegenstände, die dazu bestimmt 
sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu 
kommen 
(Bedarfsgegenständeverordnung, SR 817.023.21) 

vom 19. Juni 2026 

I. Ausgangslage 
Um technische Handelshemmnisse zu vermeiden und gesundheitliche Risiken für die Verbraucher und 
Verbraucherinnen zu minimieren, soll die Revision der Bedarfsgegenständeverordnung das schweizeri-
sche Recht im Bereich der Materialien und Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in 
Berührung zu kommen, an das Recht der Europäischen Union (EU) angleichen. 

Dazu werden Änderungen der Verordnung (EU) Nr. 10/20111 über Materialien und Gegenstände aus 
Kunststoff teilweise übernommen, die sich aus den Verordnungen (EU) 2025/3512 und (EU) 2026/2453 
ergeben. Die Verordnung (EU) Nr. 10/2011 und insbesondere die Listen der zulässigen Stoffe in deren 
Anhängen müssen regelmässig angepasst werden, um den wissenschaftlichen und technischen Er-
kenntnissen durch die Aufnahme neuer zulässiger Stoffe oder durch Anpassungen von Anwendungsbe-
schränkungen Rechnung zu tragen. 

Die Verordnung (EU) 2024/31904 über die Verwendung von BPA und anderen gefährlichen Bisphenolen 
und Bisphenolderivaten in bestimmten Lebensmittelkontaktmaterialien, wurde in Bezug auf eine Über-
gangsbestimmung zu BPA in Mehrwegbedarfsgegenständen angepasst. Diese Änderung, sowie der 
Verweis auf die aktuelle Version der Verordnung (EU) 2024/3190 werden hier ebenfalls übernommen. 

Ebenfalls wird der Anhang 10 (Substanzen zur Herstellung von Druckfarben) den neusten technischen 
und wissenschaftlichen Erkenntnissen angepasst. 

 

 
1 Verordnung (EU) Nr. 10/2011 der Kommission vom 14. Januar 2011 über Materialien und Gegenstände aus Kunststoff, die dazu bestimmt sind, 

mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen, ABl. L 12 vom 15.1.2011, S. 1; zuletzt geändert durch Verordnung (EU) 2026/245, ABl. L, 
2026/245, 3.2.2026. 

2 Verordnung (EU) 2025/351 der Kommission vom 21. Februar 2025 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 10/2011 über Materialien und Ge-
genstände aus Kunststoff, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen, zur Änderung der Verordnung (EU) 2022/1616 
über Materialien und Gegenstände aus recyceltem Kunststoff, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen, und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 282/2008 sowie zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2023/2006 über gute Herstellungspraxis für Mate-
rialien und Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen, in Bezug auf recycelten Kunststoff und andere 
Aspekte im Zusammenhang mit der Qualitätskontrolle und Herstellung von Materialien und Gegenständen aus Kunststoff, die dazu bestimmt 
sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen, Fassung gemäss ABl. L, 2025/351, 21.2.2025. 

3 Verordnung (EU) 2026/245 der Kommission vom 2. Februar 2026 zur Änderung des Anhangs I der Verordnung (EU) Nr. 10/2011 hinsichtlich 
der Zulassung oder der Bedingungen für die Verwendung mehrerer Stoffe, Fassung gemäss ABl. L, 2026/245, 3.2.2026. 

4 Verordnung (EU) 2024/3190 der Kommission vom 19. Dezember 2024 über die Verwendung von Bisphenol A (BPA) und anderen Bisphenolen 
und Bisphenolderivaten, die aufgrund spezifischer gefährlicher Eigenschaften eine harmonisierte Einstufung erhalten haben, in bestimmten 
Materialien und Gegenständen, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen, zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 
10/2011 und zur Aufhebung der Verordnung (EU) 2018/213, ABl. L, 2024/3190, 31.12.2024, geändert durch Verordnung (EU) 2026/250, ABl. L, 
2026/250, 3.2.2026. 
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II. Erläuterungen zu den einzelnen Bestimmungen 

Art. 43e 
Das BLV kann gestützt auf Art. 41 Abs. 2 der Bedarfsgegenständeverordnung Übergangsbestimmungen 
festlegen. 

Absatz 1: Da die Anpassungen in Anhang 4, 5 und 13 eine strengere Regelung darstellen, gilt für die 
neuen Bestimmungen dieser Revision eine Übergangsfrist von einem Jahr. 

Absatz 2: Für fertige Mehrwegbedarfsgegenstände aus Kunststoff oder solche mit einer Bedruckung 
oder Beschichtung, die Bisphenol A enthalten, wird die Frist für eine Abgabe an die Konsumenten korri-
giert und an die Bestimmungen in der EU angepasst. 

Anhang 2 
Ziffer 1 / Tabelle 1: Der Eintrag zum Stoff Nr. 136 «2,2-Bis(4-hydroxyphenyl)propane» (Bisphenol A, 
BPA) wird angepasst, da die Verordnung (EU) 2024/31905 über die Verwendung von BPA und anderen 
gefährlichen Bisphenolen und Bisphenolderivaten in bestimmten Lebensmittelkontaktmaterialien ange-
passt wurde. Dieser Verweis auf die aktuelle Version der Verordnung (EU) 2024/3190 wird hier ebenfalls 
übernommen.  

Diese Änderung betrifft auch den Stoff Nr. 5111. 

Der Eintrag zum Stoff Nr. 4658 «Amines, di-C14-C20-alkyl, oxidised, from hydrogenated tallow» wird 
angepasst. 

Neu hinzugefügt werden die Einträge zu den Stoffen Nr. 5345 «Waxes and Waxy substances, rice bran, 
oxidized», 5357 «Phosphorous acid, triphenyl ester, polymer with 1,4-cyclohexanedimethanol and poly-
propylene glycol, C10-16 alkyl esters», 5358 «Calcium tert-butylphosphonate», 5359 «Amines, di-C14-
C20-alkyl, oxidised, from hydrogenated vegetable oil», 5360 «2,2′-Oxydiethylamine» und 5361 «Wax, 
rice bran, oxidised, calcium salt». 

Ziffer 3 / Tabelle 5: Der Hinweis 31 zur Konformitätsprüfung wird neu hinzugefügt. 

Diese Änderungen übernehmen den Inhalt der Verordnung (EU) 2026/2456. 

Anhang 4 
Ziff. 1.3: Die Zuordnung der Lebensmittelsimulanzien für die Prüfung der Konformität von Migrations-
grenzwerten bei Bedarfsgegenständen aus Kunststoff in Kontakt mit Käse (Referenznummer 07.04) wird 
angepasst. 

Ziff. 2: Für Analysemethoden, die bei der Prüfung der Konformität der Migration aus Bedarfsgegenstän-
den aus Kunststoff verwendet werden können, werden spezifische Leistungskriterien definiert. 

Ziff. 2.1: Es wird genauer definiert, wie in Ausnahmefällen die Migrationswerte für Bedarfsgegenstände 
aus Kunststoff abweichend vom tatsächlichen Verhältnis Oberfläche zu Volumen ausgedrückt werden 
können. 

Ziff. 2.3.3.2: Es wird genauer definiert, wie bei Mehrwegbedarfsgegenständen aus Kunststoff die Ge-
samtmigration zu bestimmen ist. 

Ziff. 2.4.2.1.6: Für die Bestimmung der Migration aus Mehrwegbedarfsgegenständen aus Kunststoff 
werden die spezifischen Leistungskriterien angepasst. 

Ziff. 2.4.2.1.7: Für die Analyse der spezifischen Migration aus Bedarfsgegenständen aus Kunststoff wird 
auf die neu festgelegten Leistungskriterien verwiesen. 

Diese Änderungen übernehmen den Inhalt der Verordnung (EU) 2025/3517. 

 
5 Siehe Fussnote 4. 
6 Siehe Fussnote 3. 
7 Siehe Fussnote 2. 
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Anhang 5 
Die Anforderungen betreffend das Qualitätssicherungssystem für das Recycling von Kunststoffen mit 
Lebensmittelkontakt werden angepasst. Es werden detaillierte Vorschriften über die gute Herstellungs-
praxis festgelegt. 
Diese Änderungen übernehmen den Inhalt der Verordnung (EU) 2025/3518, welche im Teil B des An-
hangs der Verordnung (EG) Nr. 2023/20069 zu finden sind. 

Anhang 10 
Ziffer 1 / Tabelle 1: Der Eintrag zum Stoff Nr. 136 «2,2-Bis(4-hydroxyphenyl)propane» (Bisphenol A, 
BPA) wird angepasst, da die Verordnung (EU) 2024/319010 über die Verwendung von BPA und anderen 
gefährlichen Bisphenolen und Bisphenolderivaten in bestimmten Lebensmittelkontaktmaterialien ange-
passt wurde. Dieser Verweis auf die aktuelle Version der Verordnung (EU) 2024/3190 wird hier ebenfalls 
übernommen.  

Die chemische Bezeichnung zum Stoff Nr. 4658 wird auf «Amines, di-C14-C20-alkyl, oxidised, from hyd-
rogenated tallow» angepasst. 

Der Eintrag zum Stoff Nr. 5356 «Hydrocarbons, C11-C13, isoalkanes, <2% aromatics » erhält als Be-
schränkung und Spezifikation den Vermerk «EC number: 920-901-0». 

Anhang 13 
Ziffer 2.1: Der statische Verweis auf das EU-Recht (Verordnung (EU) 2024/319011) wird aktualisiert um 
die neuesten Bestimmungen in Bezug auf BPA in Lacken und Beschichtungen für Bedarfsgegenstände 
abzubilden. 

Ziffer 2.2: Die Bestimmungen von Ziffer 2.2 werden aufgehoben und durch die Bestimmungen von Ziffer 
2.3 ersetzt. Die Bestimmungen von Ziffer 2.2 sind durch den Verweis auf das EU-Recht unter Ziffer 2.1 
redundant geworden. 

Ziffer 3.3: Der Ausdruck «CMRED-Stoff» wird entfernt. Er entspricht nicht der Terminologie im Chemi-
kalienrecht und hat zu Missverständnissen geführt. 

Ziffer 3.4: Der statische Verweis auf das EU-Recht (Verordnung (EU) 2024/319012) wird aktualisiert um 
die neuesten Bestimmungen in Bezug auf andere gefährliche Bisphenole und Bisphenolderivate in La-
cken und Beschichtungen für Bedarfsgegenstände abzubilden. 

 

III. Auswirkungen 

1. Auswirkungen auf den Bund, die Kantone und die Gemeinden 

Die Änderung hat keine Auswirkungen auf den Bund, die Kantone und die Gemeinden. 

2. Auswirkungen auf die Volkswirtschaft 

Mögliche Unterschiede im Bereich der Materialien und Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit Le-
bensmitteln in Berührung zu kommen, zwischen der Schweiz und ihren Wirtschaftspartnern und insbe-
sondere der EU können zu technischen Handelshemmnissen führen. Eine regelmässige Anpassung der 
Anhänge der Bedarfsgegenständeverordnung ist daher unerlässlich, um diese Hemmnisse und ihre Aus-
wirkungen auf die Schweizer Wirtschaft zu reduzieren. Die vorliegende Revision bezweckt somit, einen 
möglichst ungehinderten Handel mit der EU sicherzustellen. 

 
8 Siehe Fussnote 2. 
9 Verordnung (EG) Nr. 2023/2006 der Kommission vom 22. Dezember 2006 über gute Herstellungspraxis für Materialien und Gegenstände, 

die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen, ABl. L 384 vom 29.12.2006, S. 75; zuletzt geändert durch Verord-
nung (EU) 2025/351, ABl. L, 2025/351, 21.2.2025. 

10 Siehe Fussnote 4. 
11 Siehe Fussnote 4. 
12 Siehe Fussnote 14. 
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3. Auswirkungen auf die Gesundheit  
Die Anpassung die Listen der zulässigen Stoffe an die Entwicklung der wissenschaftlichen und techni-
schen Kenntnisse ist notwendig, um den Gesundheitsschutz der Konsumentinnen und Konsumenten 
sicherzustellen. Es ist auch notwendig, diese Werte auf dem neuesten Stand zu halten, um eine effektive 
Kontrolle und Überwachung der Produkte zu gewährleisten. 

IV. Vereinbarkeit mit internationalen Verpflichtungen der Schweiz  
Die vorgeschlagenen Änderungen sind mit den internationalen Verpflichtungen der Schweiz vereinbar 
und tangieren die geltenden bilateralen Abkommen mit der EU nicht. Die Schweiz und die EU haben im 
Rahmen des Pakets Schweiz–EU ein neues Protokoll zur Lebensmittelsicherheit vereinbart. Mit den 
vorgeschlagenen Änderungen wird das Schweizer Recht noch stärker an das EU-Recht angeglichen, 
womit regulatorische Unterschiede in Hinblick auf das Protokoll zur Lebensmittelsicherheit vermieden 
werden. Die Anpassungen werden unter dem WTO SPS Abkommen notifiziert. 

V. Rechtsgrundlage 
Artikel 41 Absätze 1 und 2 der Bedarfsgegenständeverordnung, Artikel 49 Absätze 3 und 4 LGV13,bilden 
die Rechtsgrundlagen für die vorliegenden Änderungen.  

 
13 Lebensmittel- und Gebrauchsgegenständeverordnung vom 16. Dezember 2016, SR 817.02. 
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